
Aktenzeichen: ' I m N a m e n d e 3 V o l k e s

1.Bir__ézéä ' “
In Sachen

Verkündet

am 18. März 1964

\ 7— »Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

‘ ' Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 7, Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 18° März 1964, an der

mitgewirkt haben ‘

Senatspräsident Dr° B e r n d t

als Vorsitzender,
_Bundesrichter Dr„ K l ä B 'j "; und

Bundesrichter Dr. K r e b s”

als weitere Berufsrichter,
_

Bundessozialrichter M a r s c h e l und

Bundessozialrichter M o g k
_

- als ehrenamtliché Richt'er,* ‚

für Recht erkannt:

. Äuf die Revision der Beklagten werden die Urteile

des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 14;

Dezember 1962 und des Sozialgerichts Speyer vom
8„ März 1962 aufgehoben°

Die Klage wird abgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

1_ ‘ V 0 n R e c h t s w e'g e n
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Gründe:
—— _.—-.——.„ m...—vn»..-

I.

Der 1896 geborene Kläger arbeitete vom Oktober 1955 bis

30; Juni 1959 als Versicherungsinspektoro Sein Arbeitsent—

gelt war nach Monaten bemessen. Vom 1„ April 1959 an wurde

ihm Rente wegen Berufsunfähigkeit aus der Angestelltenver—

sicherung zuerkannt° Er erkrankte im Juni 1959 und blieb

arbeitsunfähig krank bis zum 30° Dezember1960. Am 2° Januar

1961 meldete er sich arbeitslos und beantragte die Gewäh—

rung von Arbeitslosengeld (Alg).
1

‘

Mit Bescheid vom 4° Januar 1961 lehnte die Beklagte den An—
trag ab, da der Kläger die Anwartschaftszeit des_@ 85

Abs° 1 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslo-'

‘senversicherung (AVAVG) nicht erfüllt habe° Er sei während

der vom 2. Januar 1959 bis zum 1. Januar 1961 laufenden

Rahmenfrist nur vom 2. Januar bis zum 30„ Juni 1959 und

damit weder 26 Wochen noch volle sechs Monate arbeitslosen—

versicherungspflichtig beschäftigt gewesen° Der Widerspruch

wurde zurückgewiesen. Mit Urteil vom 8. März 1962 hob das
Sozialgericht (SG) die Bescheide des Arbeitsamtes auf und
verurteilte—die Beklagte zur Zahlung von Alg; es ließ die,

Berufung zu.

Das Landessozialgericht (LSG) wies mit Urteil vom 14. Dezem—

ber 1962 die Berufung der Beklagten zurück. Es sah bei

einem nach Monaten bemessenen Arbeitsentgelt 180 Tage ver-

sicherungspfliohtiger Beschäftigung als eine Tätigkeit von

sechsmonatiger Dauer im Sinne des 5 85 AVAVG an. Die in

dieser Vorschrift zur Begründung der Anwartschaft geforder—

' ten sechs Monate brauchten nicht unbedingt zusammenhängend

zu verlaufen° Folglich müsse nach % 126 der Reichsversiche—

rungsordnung (RVG) i.V.m° @ 190 AVAVG auch der Monat nur

zu 30 Tagen gerechnet werden° Obwohl es sich in 5 85 Abs° 1
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_ 3 -

Satz 1 AVAVG um materiell—rechtliche und keine Verfahrens—

fristen handele, finde trotzdem 5 126 RVG für die Berechnung

der in dieser Vorschrift enthaltenen Zeiten Anwendung, da

@ 190 AVAVG einschränkungslos bestimme, @ 126 EVO auf die
Arbeitslosenversicherung entsprechendanzuwenden° Denn @ 190

AVAVG sei trotz seiner Einordnung unter den Abschnitt Ver—

fahren nicht als reine Verfahrensvorschrift zu bewerten, da

in diesem Abschnitt auch materiell—rechtliche Bestimmungen

enthalten wären. '

Unabhängig von der gesetzlichen Regelung erscheine die getrofa

fene rechtliche Beurteilung der Frage, ob 180 Tage versiche—

rungspflichtiger Tätigkeit als eine solche von sechs Monaten

Dauer gewertet werden müßten, schon allein deswegen zutref—

fend, weil anderenfalls mit Rücksicht auf die verschieden

lange Dauer der einzelnen Monate unter Umständen ein völlig

unbefriedigendes Ergebnis erzielt werden würde. So umfasse

z.B. der Zeitraum vom 1, Juli bis zum 31, Dezember 184 Tage,

die dann gegebenenfalls als versicherungspflichtige Tätig—

keit nachgewiesen werden müßten. Der Gesetzgeber könne je—

doch keinesfalls mit der Einfügung der2o Alternative in
5 85 Abs. 1 Satz 1 AVAVG eine derartige Schlechterstellung

bestimmter Personenkreise - nämlich der Gehaltscmpfänger —
_gegenüber denen, die von der 1. Alternative erfaßt würden,

beabsichtigt haben. ‘

Der Kläger habe folglich die Anwartschaftszeit des 5 85 Abs.1

AVAVG erfüllt und, da die übrigen Anspruchsvoraussétzungen

des @ 74 AVAVG gegeben seien, Anspruch auf Alg erworben.

Revision wurde zugelassen.

Gegen das Urteil legte die Beklagte Revision ein. Sie ist der

Ansicht, der Kläger habe die Anwartschaftszeit des 5 85 Abs.1

AVAVG aus zwei Gründen nicht erfüllt._Einmal, weil ihm ab

1. April 1959 Rente wegen Berufsunfähigkeit zuerkannt worden

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


sei und deshalb seine Tätigkeit von diesem Zeitpunkt an
gemäß @ 57 Satz 2 AVAVG in der bis 30, November 1959 gelten;
den Fassung versicherungsfrei geworden wäre. Da die vom
Kläger nachgewiesene, als Anwartschaftszeit in Frage kom—

mende, Beschäftigung in vollem Umfang im zeitlichen Gel—

tungsbereich des bis 300 November 1959 geltenden Rechts

läge, sei auch die Frage, ob diese Tätigkeit arbeitslosen—

versicherungspflichtig gewesen war, allein nach dem zur

Zeit der Beschäftigung geltenden Recht zu beurteilen. Der

Kläger könne somit innerhalb der Rahmenfrist eine versiche—

rungspflichtige Beschäftigung nur für die Zeit vom 2, Januar

bis zum 51. März 1959 nachweisen. ' " ""

Selbst wenn jedoch die Tätigkeit des Klägers bis zum 30.

Juni 1959 versicherungspflichtig gewesen wäre, habe er

trotzdem die Voraussetzungen des 5 85 Abs. 1 Satz 1 AVAVG

nicht erfüllt. Der Begriff "sechs Monate" sei erst nach—

träglich durch die Novelle zum AVAVG vom 23° Dezember 1956

in den 5 95 AVAVG— jetzt 5 85 - eingefügt worden, um dem
in der Grundsätzlichen Entscheidung des Reichsversicherungs—'

amts 4924 entwickelten Grundsatz Rechnung zu tragen, daß

die Anwartschaftszeit auch durch eine versicherungspflich—

tige Beschäftigung von weniger als 182 Tagen = 26 Wochen

erfüllt werden könne, wenn sie nur sechs ygllg Monate ge—
‘dauert habe. Es habe zweifellos nicht in der Absicht des

‘Gesetzgebers gelegen, eine Beschäftigung von 6 x 30 £ 180

Tagen grundsätzlich in jedem Fall zur Erfüllung der Anwart—

schaftszeit genügen zu lassen. '

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung der Urteile des LSG Rheinland-
Pfalz vom 14 Dezember 1962 und des SG Speyer

vom 8, März 1962 die Klage abzuwei$en.

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht vertreten gewe—

sen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


II.

Die nach @ 162 Abs. 1 Nr. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

statthafte Revision ist zulässig und begründet.

Nach 5 85 Abs. 1 AVAVG hat die Anwartschaftszeit des 5 74

'Abs. 1 AVAVG erfüllt und damit - bei Vorliegen der übrigen

Anspruchsvoraussetzungen des 5 74 Abs. 1 AVAVG— einen An-.
spruch auf Alg, wer in der Rahmenfrist des 5 85 Abs. 2 AVAVG

26 Wochen oder sechs Monate in versicherungspflichtiger Be—

schäftigung gestanden hat. Die Rahmenfrist beträgt zwei Jah—

re und geht dem Tag der Arbeitslosmeldung, an dem die son—

stigen Voraussetzungen für den Anspruch auf Alg erfüllt sind,

unmittelbar voraus (@ 85 Abs. 2 AVAVG).

Der Kläger hat sich erstmals unstreitig am 2. Januar 1961

arbeitslos gemeldet. Die Rahmenfrist lief daher vom 2. Januar

1959 bis zum 1. Januar 1961. Nach den Feststellungen des LSG

hat der Kläger in dieser Rahmenfrist lediglich vom 2. Januar

bis zum 30. Juni 1959 durch seine Beschäftigung bei der

Agrippina in einem Arbeitsverhältnis gestanden. Dieses Be—

schäftigungsverhältnis war aber nach @ 57 AVAVG i.d.F° vom

3. April 1957 (BGBl I 321) vom 1. April 1959 an versiche—
rungsfrei, weil dem Kläger von diesem Zeitpunkt an eine Ren—

te wegen Berufsunfähigkeit aus der Rentenversicherung der

Angestellten zuerkannt war.

Erst durch Art. I Nr. 5 des 2. Änderungsgesetzes zum AVAVG

vom 7. Dezember 1959 (BGBl I 705) wurden mit Wirkung vom 1.
Dezember 1959 in @ 57 AVAVG, der die Versicherungsfreiheit

u.a. wegen Alters oder Rentenbezuges regelt, die Worte "In-

validität oder Berufsunfähigkeit" allein durch den Begriff

"Erwerbsunfähigkeit" ersetzt und damit die gesamte Bestim—

mung durch die Wahl des Wortes Erwerbsunfähigkeit an den ent-

sprechenden neuen Begriff der Rentenversicherungs—Neuregee

lungsgesetze angepaßt. Bis zum 30. November 1959 hatte nach
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dem Wortlaut des @ 57 AVAVG aF die Zuerkennung von Berufs—

unfähigkeits- wie auch Invalidenrente oder öffentlich—recht—_

licher Bezüge ähnlicher Art die Versicherungsfreiheit in■

der Arbeitslosenversicherung zur Folge. Erst nach diesem

Zeitpunkt bewirkte die Zuerkennung einer Berufsunfähigkeitsé

rente nicht mehr die Versicherungsfreiheit in der Arbeits—
losenversicherung für Beschäftigungen von mehr als gering—
fügigem Umfang. ’ " "

Nach den bindenden Feststellungen des LSG (@ 163 SGG) war
dem Kläger ab 1. April 1959 Rente wegen Berufsunfähigkeit

zuerkannt werden. Seine Beschäftigung als Angestellter wur—

de damit nach dem zu dieser Zeit geltenden @ 57 AVAVG kraft

Gesetzes ab 1. April 1959 versicherungsfrei. Denn die gesam—

te von ihm innerhalb der Rahmenfrist (2. Januar 1959 bis zum

1, Januar 1961) als Anwartschaftszeit nachweisbare Beschäf-

_tigungszeit fiel in den zeitlichen Geltungsbereich des 5 57

AVAVG in der bis zum 30° November 1959 geltenden Fassung°

Auf Grund dieses Sachverhalts muß daher die Frage, ob seine

Beschäftigung bei der Agrippina arbeitslosenversibherungs—

pflichtig
gewesen war, allein nach dem zur Zeit seiner Be-

schäftigung bei dieser Firma geltenden Recht beurteilt wer—

den, auch wenn dieses Recht bei seiner späteren Arbeitslos—

meldung und Antragstellung auf Alg bereits längere Zeit

nicht mehr galt und nach dem neuen Recht eine gegenteilige

Beurteilung hätte getroffen werden müssen. Nach der im Ein—

klang mit der Rechtsprechung des früheren Reichsversiche—

rungsamts stehenden Rechtsprechung des erkennenden Senats

wie auch des 4. Senats regelt "neues Recht grundsätzlich nur

diejenigen Ansprüche, die auf Tatbeständeh beruhen, die erst

nach seinem Inkrafttreten eingetreten sind. Tatbestände da—

gegen, die bereits vollständig vor dem Inkrafttreten einer

Neuregelung vorgelegen haben, vermögen an sich nur insoweit

Ansprüche zu begründen, als dies nach den zur Zeit ihres

Eintritts geltenden gesetzlichen Vorschriften vorgesehen

war" (vgl. BSG 7, 284; 9, 244; 12, 98; AN 1930 Nr. 3877

S. 450 und die dort zitierten älteren Entscheidungen)° Etwas
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anderes, von diesem Grund5atz abweichendes, kann immer nur dann

und dort gelten, wenn der Gesetzgeber in den zu dem neuen Recht

erlassenen Übergangsvorschriften dies ausdrücklich und im ein-

zelnen genau bestimmt und festgelegt hat. Eine Übergangsbestim—

mung für jene Fälle, in denen nach dem alten Recht keine An—

wartechaftszeit erworben werden konnte, wohl aber nach dem neu—

en Recht, wurde durch das 2. Änderungsgesetz zum AVAVG vom 7.

Dezember 1959 nicht getroffen; lediglich für die Fälle, in de—

nen nach dem alten Recht die Voraussetzungen für den Anspruch

auf Alg erfüllt worden waren, gibt Art. II des 2. Änderungsge4

setzes Übergangsregelungen.

Eine Möglichkeit, die in Frage kommende„in den Geltungsbereich

des alten Rechts fallende "Anwartschaftszeit" insgesamt ausnahms-,

weise nach dem neuen Recht zu beurteilen, obwohl keine diesbezüg-

lichen Übergangsregelungen bestehen, wäre allenfalls nur dann

gegeben, wenn diese mit wenigstens einem Tag auch in den Gel-

tungsbereich des neuen Rechts hinéinragen würde (vgl. Entschei—

dung des 7. Senats in BSG 9, 244). Das ist jedoch nach den Fest—

stellungen des LSG gerade nicht der Fall;

Auf die Revision der Beklagten muß daher die Klage abgewiesen

werden, ohne daß es noch auf das weitere Vorbringen ankommt.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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